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Das EU-Lieferkettengesetz könnte ein  
Meilenstein auf dem Weg zu einer ge-
rechteren und umweltfreundlicheren 
Weltwirtschaft werden. Doch die FDP 
droht es in letzter Minute zu Fall zu 
bringen. Seit der Ankündigung des 
Gesetzes durch den liberalen Justiz-
kommissar Didier Reynders hatten die 
EU-Institutionen über drei Jahre intern 
und miteinander ausgiebig gerungen. 
Am 14. Dezember 2023 gelang dann der 
Durchbruch: Kommission, Rat und Par-
lament einigten sich im Trilog auf die 
Inhalte der „Richtlinie über die Sorg-
faltspflichten von Unternehmen mit 
Blick auf die Nachhaltigkeit“. Es ist ein 
Kompromiss mit zahlreichen Schwä-
chen. Dennoch: Endlich würden große 
Unternehmen gesetzlich verpflichtet, 
in ihren Geschäften und Geschäfts-
beziehungen weltweit die Menschen-
rechte und die Umwelt zu achten. Bei 
Verstößen drohen Bußgelder von bis zu 
fünf Prozent des Umsatzes sowie Scha-
densersatzklagen von Betroffenen.

Nach Abschluss des Trilogs ist die 
Verabschiedung im Rat und Parla-
ment eigentlich nur noch Formsache. 
Doch Wirtschaftslobbyisten laufen in 
Deutschland, Frankreich und Italien 
gemeinsam Sturm und versuchen, im 
Rat eine Sperrminorität gegen das Vor-
haben zu mobilisieren. Gehör finden sie 
damit bei der FDP: Am 15. Januar ver-
kündete Agnes-Maria Strack-Zimmer- 
mann den Beschluss des FDP-Präsi-
diums, das EU-Lieferkettengesetz zu 
stoppen. Ganz auf Wahlkampfkrawall 
gebürstet, machte sie die Kommissions-
präsidentin für die Richtlinie verant-
wortlich: „Der Bürokratismus hat einen 
Namen, und der heißt von der Leyen.“ 

Bemerkenswert ist daran, dass Bun-
desjustizminister Marco Buschmann 
(FDP) die Verhandlungsposition der 
Bundesregierung maßgeblich mitge-
prägt und bis zuletzt mitgetragen hatte.  
Auf Druck der FDP hatte die Bundes-
regierung bereits zahlreiche Verwäs-
serungen im Text der Richtlinie durch-
gesetzt. Sollte die FDP nun kurz vor der 
Ziellinie einen U-Turn vollziehen, ver-
spielt sie nicht nur die eigene Glaub-
würdigkeit als verlässlicher Koalitions-
partner, sondern auch die Glaubwür-
digkeit der gesamten Bundesregierung 
in der EU in Sachen Nachhaltigkeit. 

Wie überfällig die EU-Richtlinie ist,  
offenbart die erschreckende Vielzahl 
schwerer Menschenrechtsverletzungen  
und Umweltschäden mit Beteiligung 
von Unternehmen, die in den vergan-
genen Jahren zutage getreten sind: 
Ausbeutung und Repression von Ge-
werkschaften beim Bananenanbau in 
Ecuador und Costa Rica, vermeidbare 
Dammbrüche brasilianischer Eisen- 
erzminen mit Hunderten Toten,1 ähn-
lich verheerende Brand- und Einsturz-
katastrophen in asiatischen Textilfa- 
briken, Zwangsarbeit von Uiguren 
beim Baumwollanbau in China, Re-
genwaldzerstörung und Vertreibung 
für den Anbau von Ölpalmen in Indo-
nesien, Kinderarbeit beim Kakaoan-
bau in Westafrika sowie Wasser- und 
Luftverschmutzung beim Kobaltabbau  
in Marokko und in der Demokrati-
schen Republik Kongo. Die Liste ließe 
sich lange fortsetzen. Und in all die-
sen Fällen haben auch deutsche Unter-

1	 Vgl. Theresa Mentrup, Die Katastrophe von 
Brumadinho und die deutsche Verantwortung, 
in: „Blätter“, 1/2024, S. 29-32.
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nehmen eine problematische Rolle ge-
spielt, sei es als Abnehmer, Investoren, 
Kreditgeber oder Dienstleister.2 

Gute Erfahrungen in Deutschland

Allein im ersten Jahr seit Inkrafttreten 
des deutschen Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetzes am 1. Januar 2023 
sind beim zuständigen Bundesamt 
für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) 38 Beschwerden gegen deut-
sche Unternehmen eingegangen. Da-
bei galt das Gesetz nur für rund 1300 
Unternehmen mit je über 3000 Mitar-
beitenden. Zum 1. Januar 2024 wurde 
der Anwendungsbereich auf etwa 5200 
Unternehmen mit über 1000 Mitar-
beitenden ausgeweitet. Viele jüngere 
Reaktionen von Unternehmen auf Be-
schwerden zeigen, dass sie Menschen-
rechte ernster nehmen und Maßnah-
men ergreifen, seitdem Untätigkeit mit 
Bußgeldern und dem Ausschluss von 
öffentlichen Aufträgen geahndet wer-
den kann. 

Wie konsequent und wirksam das 
BAFA das Gesetz anwendet, bleibt ab-
zuwarten. Dessen ungeachtet weist das 
Gesetz selbst große Lücken auf. So gel-
ten die Sorgfaltspflichten vollumfäng-
lich nur für den eigenen Geschäftsbe-
reich und direkte Zulieferer von Unter-
nehmen. Auf Druck von Wirtschafts-
verbänden und der Union verzichtete 
die letzte Bundesregierung auf eine zi-
vilrechtliche Haftungsregel für Fälle, 
in denen Unternehmen durch Verstö-
ße gegen die Sorgfaltspflicht Schäden 
verursachen. Für Betroffene bleibt die 
Chance auf Wiedergutmachung damit 
äußerst gering. Umweltbelange sind 
nur sehr lückenhaft abgedeckt, der 
Klimaschutz gar nicht.3

2	 Einige dieser Fälle hat die Initiative Lieferket-
tengesetz dokumentiert: lieferkettengesetz.de.

3	 Vgl. Armin Paasch: Radikal verwässert. Das 
neue Lieferkettengesetz, in: „Blätter“, 4/2021, 
S. 25-28 sowie: ders., Das deutsche Lieferket-
tensorgfaltspflichtengesetz – Hintergründe, 
Bewertung und Perspektiven, in: „Zeitschrift 
für Menschenrechte“, 2/2021, S. 176-195. 

Das jetzt vereinbarte EU-Lieferket-
tengesetz würde den Anwendungsbe-
reich europaweit auf Unternehmen mit 
500 Mitarbeitenden ausweiten. Zusätz-
lich gilt eine Mindestumsatzschwelle 
von 150 Mio. Euro in der EU, auch für 
Unternehmen, die außerhalb der EU 
registriert sind. In bestimmten Hochri-
sikosektoren – wie Bergbau, Landwirt-
schaft und Textilien – werden Unter-
nehmen bereits ab 250 Mitarbeitenden 
erfasst. Risiken für Menschenrechte 
und die Umwelt müssen sie von vorn- 
herein nicht nur bei direkten Zuliefe-
rern, sondern entlang der gesamten 
„Aktivitätenkette“ untersuchen. Ent-
scheidend für die Priorisierung sind 
die Schwere und Wahrscheinlichkeit 
des drohenden Schadens. 

Droht ein Schaden oder ist er bereits 
eingetreten, müssen Unternehmen mit 
ihrem Geschäftspartner einen Aktions- 
plan mit wirksamen Maßnahmen samt 
Zeitplan vereinbaren und dessen Um-
setzung überprüfen. Reicht ihr Ein-
fluss nicht aus, die Verletzung zu ver-
hindern oder zu beenden, ist in letzter 
Konsequenz auch ein Abbruch der Ge-
schäftsbeziehung geboten. Transpa-
rente und für alle zugängliche betrieb-
liche Beschwerdemechanismen sol-
len dazu beitragen, dass Unternehmen 
Probleme rechtzeitig erkennen. Viele 
der oben genannten Menschenrechts-
verletzungen wären durch solche Sorg-
faltsmaßnahmen vermeidbar gewesen.

Bei Verstößen gegen ihre Sorgfalts-
pflichten drohen den Unternehmen zu-
nächst Bußgelder. Wenn Unternehmen 
dadurch Schäden verursachen, haf-
ten sie dafür auch vor Zivilgerichten 
in EU-Mitgliedstaaten. Um Betroffe-
nen die Beweisführung zu erleichtern, 
können Zivilgerichte Unternehmen 
zur Herausgabe relevanter Dokumente 
verpflichten. Auch Prozesskostenhil-
fen und eine Mindestverjährungsfrist 
von fünf Jahren würden die Aussich-
ten von Geschädigten auf Wiedergut-
machung künftig deutlich verbessern.

Dies gilt beispielsweise in Fällen wie 
dem verheerenden Brand in der pa-
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kistanischen Textilfabrik Ali Enterpri-
ses im Jahr 2012. Damals kamen 259 
Menschen ums Leben, weil Feuerlö-
scher fehlten und Notausgänge ver-
sperrt waren. Der deutsche Textildis-
counter KiK war damals mit 70 Prozent 
der Abnahmen Hauptkunde, hatte sich 
um die Brandschutzbestimmungen 
aber nur unzureichend gekümmert. 
Eine Zivilklage von Hinterbliebenen 
beim Landgericht Dortmund wurde 
aber im Januar 2019 abgewiesen – weil 
pakistanisches Recht zur Anwendung 
kam, in dem sehr kurze Verjährungs-
fristen gelten. Nach dem EU-Lieferket-
tengesetz würde in einem solchen Fall 
die zivilrechtliche Haftungsregel grei-
fen. Die Erfolgsaussichten einer Klage 
wären deutlich größer.

Ausgeweitet werden sollen auch die 
umweltbezogenen Sorgfaltspflichten. 
Im deutschen Lieferkettengesetz be-
treffen diese lediglich die Verwendung 
von Quecksilber und anderen gefähr-
lichen Chemikalien sowie die Abfall- 
entsorgung. Das EU-Lieferkettenge-
setz bezieht darüber hinaus auch den 
Schutz der biologischen Vielfalt, der 
Ozonschicht und des Meeres, gefähr-
deter Arten, von Feuchtgebieten und 
anderen Schutzgütern mit ein. 

FDP-Forderungen übererfüllt

Den Erfordernissen der Klimakrise 
wird die Richtlinie hingegen in keiner 
Weise gerecht. Zwar würden Unter-
nehmen verpflichtet, Klimapläne im 
Einklang mit dem 1,5 Grad-Ziel des Pa-
riser Abkommens zu erstellen und um-
zusetzen. Behördlich geprüft würde 
jedoch nur, ob die Pläne erstellt werden 
und den inhaltlichen Anforderungen 
genügen. Die Umsetzung der Pläne 
wird dagegen nicht überprüft, Untä-
tigkeit in der Praxis würde daher nicht 
geahndet. Ein schweres Versäumnis – 
und ein Verhandlungserfolg nicht zu-
letzt für die FDP.

Noch im Juli 2022 hatten Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil und Wirt-

schaftsminister Robert Habeck vorge-
schlagen, in das EU-Gesetz Sanktio-
nen für Unternehmen aufzunehmen, 
die ihre Klimapläne nicht umsetzen. 
Auf Druck von Bundesjustizminis-
ter Buschmann beschloss die Bundes-
regierung am 2. September 2022 je-
doch eine interne „Weisung“, in der sie 
ebendiese Sanktionen strikt ablehn-
te. Im Rat und im Trilog setzte sie sich 
damit durch. Ebenso hatten Heil und 
Habeck noch im Juli 2022 eine Ver-
pflichtung befürwortet, die Nachhal-
tigkeitsperformance von Unternehmen 
bei der Vergütung von Vorständen zu 
berücksichtigen. Auf Druck der FDP 
lehnte die Bundesregierung auch dies 
seit dem 2. September 2022 ab, eben-
falls mit Erfolg.

In anderen Aspekten fällt die EU- 
Richtlinie nun sogar noch weicher aus, 
als die FDP es gefordert hatte: So hatte 
die Bundesregierung auf Druck der FDP 
verlangt, Finanzinvestitionen vom An- 
wendungsbereich der Sorgfaltspflich-
ten auszunehmen. Am Ende setzte 
Frankreich sogar durch, dass Finanzge-
schäfte komplett ausgeklammert wer- 
den. Der Kompromiss enthält lediglich 
eine Revisionsklausel, die eine spätere 
Aufnahme ermöglichen könnte.

Schlupflöcher öffnet auch der Be-
schluss, dass die Sorgfaltspflichten 
– anders als vom Europäischen Par-
lament gefordert – nicht die gesamte 
Wertschöpfungskette der Unterneh-
men erfassen sollen, sondern nur eine  
sogenannte Aktivitätenkette. Was nach  
dem Export von Produkten pas-
siert, ist damit nicht erfasst. Ob gifti-
ge Pestizide per Flugzeug auf Soja- 
feldern und Bananenplantagen ver-
sprüht werden und die Gesundheit 
von Arbeiter:innen und Anwohner:in-
nen geschädigt wird, liegt damit au-
ßerhalb der Verantwortung von Che-
miekonzernen wie Bayer und BASF. 
Die Bundesregierung hatte immerhin 
vorgeschlagen, die Verwendung von 
Produkten in bestimmten Risikogrup-
pen in die Sorgfaltspflicht von Unter-
nehmen einzubeziehen. Auch hier 
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wurde die Forderung der FDP also 
übererfüllt. 

Rituelles Lobbygeschrei 

Viele weitere Verhandlungserfolge 
der FDP ließen sich auflisten, etwa bei 
der konkreten Ausgestaltung der Haf-
tungsregel, die eng an das deutsche 
Zivilrecht angelehnt ist. Unterm Strich 
geht die Einigung der EU-Institutionen 
vom 14. Dezember nicht über die Posi-
tion der Bundesregierung hinaus. Am 
31. August 2023 hatte die Bundesregie-
rung ihre Position zum Trilogauftakt 
erneuert und am 15. November 2023 
– also kurz vor Abschluss – bestätigt. 
Bundesjustizminister Buschmann hat-
te diese Beschlüsse entscheidend ge-
prägt und mitgetragen.

Entsprechend positiv kommentiert 
Axel Voss (CDU), Chefverhandler der 
Europäischen Volkspartei, die modera-
te Einigung, die den Menschenrechts-
schutz voranbringe und dabei unnötige 
Bürokratie vermeide. Auch die liberale 
RENEW-Fraktion im EU-Parlament, zu 
der die FDP gehört, lobte die Einigung: 
„Wir haben bewiesen, dass man für die 
Wirtschaft sein kann und zugleich für 
Menschenrechte und die Umwelt“, so 
der spanische RENEW-Verhandlungs-
führer Adrian Vazques.

Dass das FDP-Präsidium – mit Chris-
tian Lindner an der Spitze – jetzt den-
noch von der Einigung abrückt, ist 
äußerst befremdlich und offensicht-
lich dem enormen Druck einiger Wirt-
schaftsverbände geschuldet. Bereits 
am 11. Dezember 2023 hatten sich 
die Spitzen von BDI, BDA, der italie-
nischen Confindustria und des Mou-
vement des Entreprises de France in 
einem gemeinsamen Schreiben an 
Kanzler Scholz, Präsident Macron und 
Ministerpräsidentin Meloni gegen die 
Einigung ausgesprochen. Entspre-
chend laut war das geradezu rituelle 
„Lobbygeschrei“ („Frankfurter Rund-
schau“) der Verbände über den angeb-
lichen „Sargnagel für die internationa-

le Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie“, zu dem Thilo Brodt-
mann vom Maschinenbauverband 
VDMA die Richtlinie dämonisierte. 

Die Äußerungen der Lobbyisten ste-
hen im starken Kontrast zu der positi-
ven Haltung vieler deutscher und eu-
ropäischer Unternehmen wie Vaude, 
Tchibo bis hin zu IKEA, Epson oder Pri-
mark, die das deutsche Gesetz guthei-
ßen und ein strengeres EU-Gesetz ex-
plizit und öffentlich befürworten. Da-
bei handelt es sich keineswegs um Ein-
zelfälle. So ergab eine aktuelle reprä-
sentative Umfrage des Handelsblatt 
Research Institute (HRI) bei 2000 Un-
ternehmen in Deutschland, dass nur 
sieben Prozent der Betriebe eine Ver-
pflichtung ablehnen, Menschenrechte 
und Umweltstandards in ihren Liefer-
ketten zu achten.

Statt der Mehrheit aufgeschlossener 
Unternehmen zu folgen, beugt sich die 
FDP jedoch dem Druck von Lobbyver-
bänden. Es ist ein Déja Vu: Bereits An-
fang 2023 schreckten Volker Wissing 
und Christian Lindner nicht davor zu-
rück, die EU-Einigung zum Verbren-
ner-Aus bis 2035 nachträglich zu torpe-
dieren. 

Damit die FDP mit ihrer neuerlichen 
Kehrtwende die EU nicht noch einmal 
lahmlegt und die Glaubwürdigkeit der 
Bundesregierung in Sachen Nachhal-
tigkeit vollends verspielt, braucht es 
jetzt ein klares Stoppschild des Bun-
deskanzlers. 

Ein solches Machtwort in EU-An-
gelegenheiten wäre auch keine Pre-
miere: Im September 2023 setzte sich 
Olaf Scholz über ein Veto der Grünen 
gegen eine problematische Krisen-
verordnung in der europäischen Asyl-
politik hinweg, um den Weg zur Ver-
schärfung des Gemeinsamen Europä-
ischen Asylrechts (GEAS) freizuma-
chen. Nun muss der Kanzler zeigen, 
dass er sein Gewicht nicht nur zur Ab-
wehr von fliehenden Menschen in die 
Waagschale wirft, sondern auch zum 
Schutz von Menschenrechten, Umwelt 
und Klima.


